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Kluge Strafe
Zum Bericht „Strengere Diesel-
Kontrollen und Prämien für E-
Mobile“ vom 15. Oktober:

„Wieso es ,bittere Ironie‘ sein
soll, dass mit dem Schaden bei VW
Millionen von E-Autos hätten ge-
fördert werden können, habe ich
nicht verstanden, Frau Hendricks.
Der Schaden ist doch noch gar
nicht entstanden. Das mit der För-
derung kann man ja immer noch
machen. ,Ein jeder Frevel be-
stimmt die Strafe‘ war schon das
Motto der alten Römer. Statt einer
teuren Rückrufaktion und Straf-
zahlungen sollte man deshalb VW
dazu verurteilen, das Geld in einen
Fonds zur Finanzierung von Kauf-
prämien für Elektrofahrzeuge zu
zahlen. Mit einer solchen klugen
Strafe wäre allen mehr gedient, als
mit teuren, langwierigen und trotz-
dem zweifelhaften Nachbesserun-
gen – auch der Umwelt.“

Reinhard Duschl
Kellberg

Menschenrechte
Zum Interview „,Leistungen
deutlich senken‘“ mit CSU-MdB
Stephan Mayer vom 14. Oktober:

„Sehr geehrter Herr Mayer, in
Ihrem Interview lese ich mit Ent-
setzen folgende Äußerungen von
Ihnen: ,(...) im Asyl-Maßnahmen-
paket (...) die Möglichkeit (...) So-
zialleistungen deutlich abzusen-
ken. (...) Wir sollten auch dem
Bundesverfassungsgericht Gele-
genheit geben, seine Rechtspre-
chung zum Asylbewerberleis-
tungsgesetz auf den Prüfstand zu
stellen.‘ Sie drücken damit schön-
färberisch aus, dass geplant ist, das
Urteil des Bundesverfassungsge-
richtes vom 18. Juli 2012 auszuhe-
beln, in dem die niedrigen Sozial-
leistungen für Ausländer als verfas-
sungswidrig erklärt wurden und
Hartz-IV-entsprechende Grund-
leistungen angemahnt wurden.
Wörtlich heißt es in diesem Urteil:
,Artikel 1 Absatz 1 des Grundge-
setzes begründet den Anspruch
auf Gewährleistung eines men-
schenwürdigen Existenzmini-
mums als Menschenrecht. Dieses
Grundrecht steht deutschen und
ausländischen Staatsangehörigen,
die sich in der Bundesrepublik auf-
halten, gleichermaßen zu.‘ Sehr
geehrter Herr Mayer! Ich bitte Sie
und alle Politiker dringend, die
Menschenrechte einzuhalten, Ur-
teile des Bundesverfassungsge-

richtes zu akzeptieren und zu be-
denken, dass auch Nicht-EU-Bür-
ger Menschen sind!“

Maria Domes
Salzweg

Relativieren
Zur Flüchtlingskrise:

„Ministerpräsident Seehofer
wird im Zusammenhang mit der
Flüchtlingspolitik von Bundes-
kanzlerin Merkel mit den Worten
zitiert: ,Es gilt zurzeit keine Ord-
nung, kein Vertrag und kein Ge-
setz.‘ 1. Wir stimmen Herrn Minis-
terpräsidenten Seehofer uneinge-
schränkt zu. 2. Die Bundesrepu-
blik Deutschland kann insbeson-
dere ihr Staatsgebiet nicht mehr
schützen; sie wäre demnach schon
ein ,gescheiterter‘ Staat. 3. Nach
unserem Eindruck will Frau Bun-
deskanzlerin Merkel mit ihrer Poli-
tik die Bundesrepublik radikal ver-
ändern, jedoch offensichtlich
nicht im Sinne des deutschen
Staatsvolkes. 4. Bundeskanzlerin
Merkel hat hierzu keinen demo-
kratischen Auftrag, sie muss sich
an das Grundgesetz und EU-Recht
halten. 5. Um der freiheitlich-de-
mokratischen Grundordnung ge-
recht zu werden, sollte Bundes-
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kanzlerin Merkel selbst schnells-
tens der Weltöffentlichkeit mittei-
len, dass ihre Meinungsäußerung,
die zu einer faktischen Öffnung
der deutschen Grenzen führte, so
nicht mehr gültig ist.

Wir meinen, Frau Bundeskanz-
lerin Merkel muss zudem ihre welt-
weit bekannt gewordene Feststel-
lung: ,das Grundrecht auf Asyl
kenne keine Obergrenze‘ relativie-
ren. Niemand ist verpflichtet, Un-
mögliches zu leisten; dies gilt auch
für Staaten.“

Jana und Ludwig Degenhart
Freyung

Korruption und Druck
Zu den Berichten „WM 2006 mut-
maßlich gekauft“ und „Es begann
im Hinterzimmer“ vom 17. Okto-
ber:

„Eigentlich sollte man erfreut
sein, wenn endlich mal was ande-
res als die Flüchtlingskrise die Me-
dien beherrschen würde. Über die
jetzigen Schlagzeilen und TV-Mel-
dungen kann man sich aber auch
nicht freuen! Allerdings frage ich
mich, ob die Fakten, Vermutungen
und auch Unterstellungen tatsäch-
lich noch jemanden überraschen?
Anscheinend ist es eben ein Fehler,

wenn man zu den ,Gutmenschen‘,
den Blauäugigen, Naiven, Opti-
misten usw. gehört, denn nur dann
kann man negativ überrascht wer-
den. Niemand sollte deswegen
zum Skeptiker oder gar Misan-
throp werden, sondern nur Realist!
Es dürfte vermutlich seit langer
Zeit kein Großereignis gegeben
haben, dessen Austragungsort
nicht offen oder getarnt in irgend-
einer Weise durch Korruption oder
Druck bestimmt wurde. Ob nun
Olympia in Sotschi oder die Fuß-
ball-WM in Katar oder in Russland
– es geht um Milliarden-Umsätze
und entsprechende Gewinne,
glauben jedenfalls die beteiligten
Firmen. Noch undurchschaubarer
wird die ganze Mischung, wenn
dann über Umwege Firmen und
Politiker mitmischen, die mit
Sport überhaupt nichts zu tun ha-
ben. Charles Dempsey, der leider
verstorbene neuseeländische
FIFA-Vertreter, kann nicht mehr
befragt werden, und schon deshalb
werden manche Manager erleich-
tert aufatmen. Ob die Mitglieder
des WM-OK intellektuell geeignet
waren und gefeit gegen alle Versu-
chungen – wer kann das beantwor-
ten? Und wenn jene das nicht wa-
ren, warum erwartet man dann In-
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tegrität von anderen Vertretern?
Möglicherweise kommen in Zu-
sammenhang mit der FIFA-Affäre
noch ganz andere ,Nebenkriegs-
schauplätze‘ auf den Tisch, und die
Geschenke der Scheichs von Katar
z.B. an Herrn Rummenigge, Spiele
des FC Bayern in Asien usw. sind
neu zu beurteilen. Ob dazu die Be-
jubler der deutschen Lichtgestalt
Beckenbauer in der Lage sind, darf
bezweifelt werden!“

Karl-Heinz Faltermeier
Simbach am Inn

Coburg. Die Frauen-Union der
CSU hat Angelika Niebler als Vor-
sitzende wiedergewählt. Die 52
Jahre alte Europa-Abgeordnete er-
hielt am Samstag 99,24 Prozent der
Stimmen und übertraf damit noch-
mals ihr Ergebnis vor zwei Jahren,
als sie 98,9 Prozent der Stimmen
erhielt. „Ich bin überwältigt und
überglücklich“, sagte Niebler. Das
Ergebnis sei ein „großartiger Ver-
trauensbeweis“. Sie hat diesen
Posten seit 2009 inne.

Inhaltlich befasste sich die Frau-
en-Union bei ihrer Landesver-
sammlung in Coburg unter ande-
rem mit der Asyl- und Flüchtlings-
politik. Die Frauen-Union hat et-
wa 25 000 Mitglieder und ist nach
eigenen Angaben die zweitgrößte
Arbeitsgemeinschaft innerhalb der
CSU. Zum Auftakt der Landesver-
sammlung am Freitagabend war
Ministerpräsident und CSU-Chef
Horst Seehofer zu Gast. Für seine
zunehmend restriktive Flücht-

lingspolitik erhielt er Unterstüt-
zung der CSU-Frauen: „Wir sind
der Auffassung, Integration kann
nur gelingen, wenn der Zustrom
von Flüchtlingen begrenzt ist“,
sagte Angelika Niebler. − lby

Niebler bleibt Chefin der
Frauen-Union in der CSU

Von Sabine Kain

Passau/Neuhaus am Inn. Die
Grenzübergänge zu Österreich
sind am Wochenende zeitweise ge-
schlossen worden – eine Notmaß-
nahme der Bundespolizei, die den
Zustrom der Flüchtlinge nicht
mehr geordnet bewältigen konnte.
Der Grund: „Österreich hat in zu
kurzer Zeit zu viele Personen rü-
bergeschickt“, sagt Frank Koller,
Sprecher der Bundespolizei. Am
Sonntag entspannte sich die Lage
deutlich, denn inzwischen spre-

chen sich die Behörden dies- und
jenseits der Grenze ab. Österreich
lässt die Flüchtlinge nun auf Bitten
der deutschen Bundespolizei nur
noch in kleineren Gruppen und
mit zeitlichem Abstand nach Bay-
ern weiterziehen.

Vor allem am Samstagabend
überforderten mehrere hundert
Flüchtlinge, die auf einen Schlag
die Grenze überqueren wollten,
die Logistik auf deutscher Seite.
Von „600 auf einmal“ spricht Kol-
ler mit Bezug auf Simbach am Inn
(Landkreis Rottal-Inn), eine ähnli-

che Dimension war es in Neuhaus
am Inn (Landkreis Passau), wo am
Abend nach Auskunft des örtli-
chen Helferkreises das rund 200
Personen fassende Bierzelt nicht
mehr ausreichte, um alle Men-
schen aufzunehmen. Zwischen
700 und 800 Flüchtlinge kamen al-
lein in Neuhaus am Samstag an.

Am Sonntag um 13.30 Uhr hatte
die Bundespolizei in Neuhaus
schon wieder 320 Personen ge-
zählt, das Zelt war allerdings fast
leer – eine Folge der neuen Abspra-
che, wie Beamte vor Ort bestätig-

ten. Um die Flüchtlinge zeitnah
zur Registrierungsstelle nach Pas-
sau fahren zu können, werden
mittlerweile neben Bussen der
Bundespolizei unter anderem
auch Fahrzeuge der Münchner
Verkehrsbetriebe eingesetzt.

Die Hilfsbereitschaft ist derweil
ungebrochen: Waren die Vorräte
des Neuhauser Helferkreises am
Samstagabend nahezu aufgezehrt,
brachten am Sonntag nach einem
Aufruf im Internet wieder zahlrei-
che Spender Lebensmittel und
Einweggeschirr zum Zelt.

Überlastung: Bundespolizei muss
Grenzübergänge zeitweise schließen

Behörden sprechen sich jetzt ab – Österreich soll Flüchtlinge in kleineren Gruppen schicken

Passau/Freilassing. „Grenzen
überwinden. Solidarität jetzt“:
Unter diesem Motto stand eine
Demonstration in Passau am
Samstagnachmittag. Rund 800
Teilnehmer zeigten Flagge gegen
Fremdenhass – unter anderem mit
Transparenten wie „Globalisieren
wir die Nächstenliebe“ oder
„Flüchtlinge bleiben, Nazis ver-
treiben“. Hinter den Kulissen gab
es Unstimmigkeiten um eine ver-
meintliche Ausgrenzung von Poli-
tikern, vor allem CSU-Vertretern,
die nicht zu der Demo eingeladen
waren. Die Kritik wiesen die Or-
ganisatoren aber deutlich zurück.

Indes haben ebenfalls am Sams-
tag rund 1000 Menschen im ober-
bayerischen Freilassing unter
Führung der rechtspopulistischen
Alternative für Deutschland
(AfD) gegen die Asylpolitik der
Bundesregierung demonstriert.
Zeitgleich protestierten rund 600
Menschen gegen die AfD-Kund-
gebung, teilte die Polizei mit. Bei-
de Veranstaltungen verliefen
friedlich. Aus den Reihen der
AfD-Anhänger wurde ein De-
monstrant festgenommen. Er hat-
te eine Frau beleidigt, führte zu-
dem unerlaubte Gegenstände mit
sich. − pnp

Zeichen der Solidarität mit Flüchtlingen
Regen. Feriengäste auf einem

Bauernhof – ein Hirngespinst? In
den 60er Jahren galt diese Idee
noch als verwegen. Aber einige
Bauern aus dem Landkreis Regen
waren ihrer Zeit voraus und er-
kannten das Potenzial dieses Be-
triebszweigs. 22 Frauen und Män-
ner schlossen sich im Oktober
1965 in Regen zum Verein „Urlaub
auf dem Bauernhof“ zusammen.
Mittlerweile ist er zu einer regiona-
len Anbietergemeinschaft mit 150
Mitgliedern aus mehreren Land-
kreisen angewachsen. Und das
Konzept geht mehr denn je auf.
Darin waren sich alle Redner auf
dem Festakt „50 Jahre Urlaub auf
dem Bauernhof“ am Samstag im
Landwirtschaftsmuseum einig.

„Wo kommt denn bei der Kuh
die Butter raus?“ Wenn ein Kind
diese Frage stellt, sei es höchste
Zeit für einen Urlaub auf dem Bau-

ernhof, sagte Annelen Stern, Vor-
sitzende der Anbietergemein-
schaft. Der „Blaue Gockel“ als
Symbol des Bauernhof-Urlaubs sei
längst zu einer starken Marke ge-
worden.

Davon ist auch Landwirtschafts-
minister Helmut Brunner (CSU)
überzeugt. Er zollte den Pionieren
Respekt und zeigte sich auch für
die Zukunft zuversichtlich. Die
verstärkte Suche nach Ursprüng-
lichkeit, nach „Entschleunigung“
und nach regionalen Produkten
komme den Ferienhöfen gerade
recht. Die Übernachtungszahlen
steigen. Und Landesvorsitzende
Gerda Walser beobachtet erfreut,
dass immer mehr Städter in der Na-
tur urlauben wollen. Potenzielle
Bauernhof-Gäste seien längst
nicht mehr nur Familien mit Kin-
dern, sondern auch gut verdienen-
de „Best Ager“. − igf

Bayerwald-Bauern sind
auch Tourismus-Profis

München. Bayerns Sozialminis-
terin Emilia Müller (CSU) will das
ehrenamtliche Engagement weiter
stärken. „Alles, was dazu beiträgt,
Menschen für das bürgerschaftli-
che Engagement zu begeistern,
macht unsere Gesellschaft stärker
und menschlicher“, sagte Müller
am Sonntag in München beim
Startschuss für das Projekt „Baye-
rischer Innovationspreis Ehren-
amt“. Für das Preisgeld von zusam-
men 75 000 Euro können sich Per-
sonen, Initiativen und Organisa-

tionen bis zum Jahresende bewer-
ben. Mit der Auslobung sollen
innovative Ideen gestärkt und zur
Nachahmung empfohlen werden.

„In Bayern engagieren sich 3,8
Millionen Menschen ehrenamt-
lich“, betonte Müller. „Dieses En-
gagement macht Bayern lebens-
und liebenswert.“ Stillstand be-
deute Rückschritt, das gelte auch
für das Ehrenamt. „Deswegen
freue ich mich auf viele innovative
und kreative Ideen.“ − lby

Ehrenamtliches Engagement
soll weiter gestärkt werden

Aschau. In einer Chemiefabrik
in Aschau am Inn (Landkreis
Mühldorf am Inn) ist es gestern zu
einer Explosion und einem Brand
gekommen. Wie die Polizei mitteil-
te, konnte das Feuer gegen Mittag
gelöscht werden. Ein Großaufge-
bot von rund 250 Hilfskräften war
dazu im Einsatz. Verletzt wurde
niemand. Der Schaden bewegt
sich laut Polizei „deutlich im
sechsstelligen Bereich“.

Nach Augenzeugenberichten
schlugen hohe Flammen aus dem

betroffenen Bereich, und eine
schwarze Rauchsäule war weithin
sichtbar. Anwohner wurden zu-
nächst gebeten, wegen der starken
Rauchentwicklung Fenster und
Türen geschlossen zu halten. Ge-
fährdet sei aber niemand gewesen,
sagte die Polizei. Die Warnung
wurde kurze Zeit später wieder
aufgehoben. Wie es zu der Explosi-
on kam, war zunächst unklar. Das
betroffene Werk des Unterneh-
mens „Nitrochemie“ gehört zur
Rheinmetallgruppe. − pnp

Explosion löst Brand
in Chemiefabrik aus

99,24 Prozent Zustimmung: An-
gelika Niebler wurde mit überwälti-
gendem Votum als Chefin der Frau-
en-Union bestätigt. − Foto: dpa

Rund 800 Menschen machten sich in Passau für die Aufnahme von Flüchtlingen stark. − Foto: Neugirg

Vier Generationen von Antreibern für die Ferienhof-Idee: Die langjähri-
gen Vorsitzenden Alois Fischl (r.), Leo Neumeier, Maria Pauli (2.v.r.) mit der
amtierenden Chefin Annelen Stern. − Foto: Frisch
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